
 

  

S 15 SB 3704/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Schwerbehindertenrecht
Abteilung 12.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Zu den Voraussetzungen für die

Feststellung eines GdB und eines
Nachteilsausgleichs bei einem im
europäischen Ausland lebenden
behinderten Menschen.

Normenkette SGB 9 § 2 Abs 2
SGB 9 § 152
AEUV Art 18

1. Instanz

Aktenzeichen S 15 SB 3704/19
Datum 28.07.2020
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Stuttgart vom 28.07.2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten. 

Tatbestand

Die KlÃ¤gerin begehrt vom Beklagten die Feststellung eines Grades der
Behinderung (GdB) von 60 sowie des Vorliegens der Voraussetzungen des
Merkzeichens G trotz dauerhafter Wohnsitzname als Rentnerin in der S.

Bei der 1953 geborenen, seit 2005 in L in der S wohnhaften, aber bis zum
Renteneintritt am 01.12.2016 bei einem in L ansÃ¤ssigen Arbeitgeber
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beschÃ¤ftigten KlÃ¤gerin wurde zuletzt mit Bescheid vom 22.05.2015 ein GdB von
50 sowie das Merkzeichen G festgestellt. Mit Bescheid vom 15.09.2016 stellte der
Beklagte auf Antrag der KlÃ¤gerin den GdB ab Juni 2016 mit 60 fest. Der KlÃ¤gerin
wurde ein bis September 2018 gÃ¼ltiger Schwerbehindertenausweis mit dem
Merkzeichen G und einem GdB von 60 ausgestellt.

Bei einer persÃ¶nlichen Vorsprache teilte die KlÃ¤gerin am 16.08.2018 mit, dass sie
nunmehr Rente beziehe. Auf Aufforderung der Beklagten mit Schreiben vom
04.09.2018, Nachweise Ã¼ber konkrete inlÃ¤ndische Vorteile, wie z.B. eine
Steuerpflicht im Bundesgebiet, vorzulegen, teilte die KlÃ¤gerin mit, sie suche zwei-
bis dreimal monatlich ihre Ã�rzte, zweimal wÃ¶chentlich ihren Physiotherapeuten
und hÃ¤ufig sonstige Einrichtungen, die MaÃ�nahmen zur Erhaltung ihrer
Gesundheit anbieten wÃ¼rden, im Bundesgebiet auf, da sie dort sozialversichert
sei. Auch ihre 85 Jahre alte Mutter, ihre Geschwister, ihre Kinder mit deren Familie
und fast alle langjÃ¤hrigen Freunde wÃ¼rden im Landkreis L leben, wo sie diese
mehrfach monatlich aufsuchen wÃ¼rde. Um diese zu erreichen sei sie auf den
Ã¶ffentlichen Personennahverkehr im Bundesgebiet angewiesen, weshalb der
Schwerbehindertenausweis und die damit verbundenen Nachteilsausgleiche,
insbesondere die Wertmarke fÃ¼r den Ã¶ffentlichen Personennahverkehr,
auÃ�erordentlich wichtig fÃ¼r sie seien. Sie beantrage daher, ihren
Schwerbehindertenausweis inklusive Merkzeichen G zu verlÃ¤ngern.

Mit Bescheid vom 02.11.2018 lehnte der Beklagte den Antrag auf
WeitergewÃ¤hrung eines GdB und Ausstellung eines entsprechenden Ausweises ab
und hob die Bescheide vom 15.09.2016 und vom 22.05.2015 auf. Mit Eintritt des
Rentenbezugs sei das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis der KlÃ¤gerin im Bundesgebiet
beendet und keine weitere ZugehÃ¶rigkeit mehr zum Personenkreis nach Â§ 2
Abs.Â 2 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) gegeben. Die hohe Zahl an
Besuchen im Bundesgebiet rechtfertige nicht die Annahme eines gewÃ¶hnlichen
Aufenthalts im Bundesgebiet.

Der Beklagte informierte die KlÃ¤gerin Ã¼ber die MÃ¶glichkeit der Ausstellung
eines Besucherausweises, welcher ausnahmsweise fÃ¼r die Dauer eines Jahres
ausgestellt werden kÃ¶nne, und welcher jÃ¤hrlich auf Antrag verlÃ¤ngert werde,
sofern die Voraussetzungen weiterhin vorliegen wÃ¼rden. Am 04.02.2019 stellte
der Beklagte der KlÃ¤gerin dann antragsgemÃ¤Ã� einen Besucherausweis mit
einem GdB von 60 und dem Merkzeichen G nebst Wertmarke fÃ¼r die
unentgeltliche BefÃ¶rderung im Personennahverkehr, befristet bis 31.12.2020, aus.

Mit Widerspruchsbescheid vom 21.05.2019 wurde der Widerspruch der KlÃ¤gerin
gegen den Bescheid vom 02.11.2018 zurÃ¼ckgewiesen und auf eine dreimonatige
Frist zur Klageerhebung hingewiesen.

Die am 16.07.2019 entsprechend der Rechtsmittelbelehrung im
Widerspruchsbescheid beim Sozialgericht Freiburg erhobene Klage der KlÃ¤gerin ist
mit Beschluss vom 20.08.2019 an das Sozialgericht Stuttgart (SG) verwiesen
worden.
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Zur BegrÃ¼ndung ihrer auf Aufhebung des Bescheids vom 02.11.2018 in Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 23.05.2019 und auf Erteilung eines
entsprechenden Schwerbehindertenausweises gerichteten Klage hat die KlÃ¤gerin
im Wesentlichen unter Wiederholung ihres Vorbringens im Verwaltungsverfahren
ausgefÃ¼hrt, dass sie ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt jedenfalls auch im
Bundesgebiet habe. Im Ã�brigen sei die Jahresfrist fÃ¼r die Aufhebung des
Bescheids vom 02.11.2018 nicht eingehalten. BeigefÃ¼gt war eine aus Sicht der
KlÃ¤gerin beispielhafte Aufstellung Ã¼ber ihre Besuche im Bundesgebiet im
September 2019. Weiterhin hat die KlÃ¤gerin einen
GrundstÃ¼cksÃ¼bergabevertrag vom Juli 2019 Ã¼ber ein GrundstÃ¼ck in L
vorgelegt, welches sie alleine verwalte und woraus sich naturgemÃ¤Ã� hÃ¤ufige
Aufenthalte in Deutschland ergeben wÃ¼rden.

Mit Gerichtsbescheid vom 28.07.2020 hat das SG die Klage nach vorheriger
AnhÃ¶rung abgewiesen. Bei der KlÃ¤gerin sei im Vergleich zu den Bescheiden vom
22.05.2015 und vom 15.09.2016 eine wesentliche Ã�nderung dahingehend
eingetreten, dass sie nicht mehr ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet
habe. Zwar sei, soweit die KlÃ¤gerin die Feststellung eines GdB von 60 begehre, Â§
2 Abs. 2 SGB IX nicht einschlÃ¤gig, weil nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) die Feststellung eines GdB nicht mit der Feststellung
der Schwerbehinderteneigenschaft gleichzusetzen sei. Der Anspruch von im
Ausland lebenden behinderten Menschen hÃ¤nge indes von konkreten
inlÃ¤ndischen Rechtsvorteilen ab, welche bei der KlÃ¤gerin nicht vorliegen
wÃ¼rden. Daher komme auch die Feststellung des Merkzeichens G nicht in
Betracht.
Gegen den ihr am 06.08.2020 zugestellten Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin am
02.09.2020 Berufung beim Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg
eingelegt und hat unter Wiederholung und Vertiefung ihres bisherigen Vorbringens
und unter Verweis auf ihre zahlreichen Besuche im Bundesgebiet daran
festgehalten, dass der Umfang, in dem sie sich in Deutschland aufhalte, einen
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Aufenthalt im Sinne der rechtlichen Vorschriften
begrÃ¼nde. Weiterhin hat sie auf die mit der S bestehenden bilateralen
Vereinbarungen verwiesen, aus denen sich ergeben wÃ¼rde, dass deutsche
StaatsbÃ¼rger, die in der S leben wÃ¼rden, im Inland nicht schlechter gestellt
werden dÃ¼rften.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Stuttgart vom 28.07.2020 aufzuheben und
den Beklagten unter Aufhebung des Bescheids vom 02.11.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 23.05.2019 zu verurteilen, bei ihr Ã¼ber den
01.10.2018 hinaus die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
Inanspruchnahme des Nachteilsausgleichs mit dem MerkÂzeichen G und den Grad
der Behinderung auf mindestens 60 festzustellen und einen entsprechenden
Ausweis auszustellen

Der Beklagte beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckweisen.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird
auf den Inhalt der vorliegenden Verwaltungsakten des Beklagten sowie der
Prozessakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist nach Â§Â§ 143, 144 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
statthaft und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig, insbesondere form- und fristgerecht (Â§
151 Abs. 1 SGG) erhoben. Sie ist aber unbegrÃ¼ndet.

StreitgegenstÃ¤ndlich ist zum einen der Bescheid des Beklagten vom 02.11.2018 in
der Gestalt des Widerspruchbescheids vom 23.05.2019, mit dem die Bescheide vom
22.05.2015 und 15.09.2016 Ã¼ber die Feststellung eines GdB von 60 und das
Merkzeichen G aufgehoben worden sind. Statthaft ist insoweit die isolierte
Anfechtungsklage, weshalb als maÃ�geblicher Zeitpunkt fÃ¼r die
RechtmÃ¤Ã�igkeit der zu Ã¼berprÃ¼fenden Verwaltungsentscheidungen auf den
Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheids als letzter maÃ�geblicher
Verwaltungsentscheidung abzustellen ist (BSG, Urteile vom 13.08.1997, 9 RVs
10/96, vom 10.09.1997, 9 RVs 15/96 und vom 11.08.2015, B 9 SB 2/15 R, alle juris).
DarÃ¼ber hinaus begehrt die KlÃ¤gerin die Ausstellung eines Ausweises Ã¼ber den
GdB sowie das Merkzeichen G. Die danach statthafte Klage ist auch im Ã�brigen
zulÃ¤ssig, insbesondere unter BerÃ¼cksichtigung von Â§ 87 Abs. 1 Satz 2 SGG
fristgerecht erhoben worden. Sie ist aber unbegrÃ¼ndet. Der Beklagte hat die
Bescheide vom 22.05.2015 und 15.09.2016 zu Recht aufgehoben, weil die
Voraussetzungen fÃ¼r die dortigen Feststellungen entfallen sind und die KlÃ¤gerin
deshalb auch keinen Anspruch auf Ausstellung eines entsprechenden Ausweises
hat.

Anspruchsgrundlage fÃ¼r die Aufhebung der beiden Bescheide ist Â§ 48 Zehntes
Buch Sozialgesetzbuch (SGB X). Nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist ein
Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit in den
tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass eines
Verwaltungsakts mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung
eintritt. GemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X soll der Verwaltungsakt mit Wirkung
vom Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse unter den dort genannten weiteren
Voraussetzungen aufgehoben werden.

Nach dieser MaÃ�gabe ist bei der KlÃ¤gerin nach Bekanntgabe der Bescheide vom
22.05.2015 und 15.09.2016, nÃ¤mlich durch den Bezug von Altersrente ab dem
01.12.2016 und die damit verbundene endgÃ¼ltige Aufgabe eines Arbeitsplatzes im
Bereich des Bundesgebiets, eine wesentliche Ã�nderung eingetreten, L1 aufgrund
derer die Voraussetzungen fÃ¼r den bei ihr bislang zuerkannten GdB sowie fÃ¼r
das Merkzeichen G entfallen sind.

GemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 2 SGB IX sind Menschen schwerbehindert, wenn bei ihnen ein
GdB von wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren gewÃ¶hnlichen
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Aufenthalt oder ihre BeschÃ¤ftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne des Â§ 156
SGB IX rechtmÃ¤Ã�ig im Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben. Gem. Â§ 152
Abs. 1 Satz 1 SGB IX stellen auf Antrag des behinderten Menschen die fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden
das Vorliegen einer Behinderung und den GdB zum Zeitpunkt der Antragstellung
fest. Sind neben dem Vorliegen der Behinderung weitere gesundheitliche Merkmale
Voraussetzung fÃ¼r die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen, so treffen die
zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden die erforderlichen Feststellungen im Verfahren nach Â§
152 Abs. 1 SGB IX (Â§ 152 Abs. 4 SGB IX). Gem. Â§ 152 Abs. 5 SatzÂ 1 SGB IX
stellen die zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden auf Antrag des behinderten Menschen auf
Grund einer Feststellung der Behinderung einen Ausweis Ã¼ber die Eigenschaft als
schwerbehinderter Mensch, den GdB sowie im Falle des Absatzes 4 Ã¼ber weitere
gesundheitliche Merkmale aus.

Mit der Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses im Bundesgebiet sind die
Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung der Schwerbehinderteneigenschaft nach Â§
2 Abs. 2 SGB IX entfallen, weil die KlÃ¤gerin weder ihren Wohnsitz noch ihren
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzbuches hat. Das SG hat
in der angefochtenen Entscheidung zutreffend dargelegt, dass zur Bestimmung des
Wohnsitzes bzw. gewÃ¶hnlichen Aufenthalts auf die Vorschriften des Â§ 30 Abs. 3
Satz 1 Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) abzustellen ist und dass diese
Voraussetzungen bei der KlÃ¤gerin zum hier maÃ�geblichen Zeitpunkt nicht
vorgelegen haben, weil sie nicht nur (insoweit unstreitig) keinen Wohnsitz im
Bundesgebiet hat, sondern auch keinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet
begrÃ¼ndet hatte; denn die fÃ¼r den gewÃ¶hnlichen Aufenthalt erforderliche
faktisch dauerhafte BegrÃ¼ndung eines Schwerpunkts der LebensverhÃ¤ltnisse im
Inland erfolgt durch vorÃ¼bergehende Aufenthalte zu Besuchszwecken oder zur
Krankenbehandlung entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin gerade nicht (so auch
Pitz in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB I, 3. Aufl., Stand: 13.08.2018, Â§ 30 Rn. 34,
37). Der Senat sieht daher von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab und weist die Berufung insoweit aus den GrÃ¼nden der
angefochtenen Entscheidung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Allerdings gilt dies, wie das SG gleichfalls zutreffend dargelegt hat, nur fÃ¼r die in
Â§ 2 Abs. 2 SGBÂ IX geregelte Schwerbehinderteneigenschaft. FÃ¼r die in Â§ 152
SGB IX geregelte Statusfeststellung gilt nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG in
Anwendung der Regelung des Â§ 37 SatzÂ 1 SGB I eine abweichende Bestimmung
dahingehend, dass es fÃ¼r einen Anspruch auf Feststellung einer Behinderung und
des GdB genÃ¼gt, wenn dem behinderten Menschen aus der Feststellung des GdB
im Bundesgebiet konkrete VergÃ¼nstigungen erwachsen kÃ¶nnen, die keinen
Inlandswohnsitz voraussetzen (BSG, Urteil vom 29.04.2010, B 9 SB 1/10 R, juris).
FÃ¼r den Anspruch auf Feststellung eines GdB genÃ¼gt danach ein sogenannter
Inlandsbezug in dem Sinne, dass der behinderte Mensch wegen seines GdB
Nachteilsausgleiche in Anspruch nehmen kann. Wie das SG bereits ausgefÃ¼hrt
hat, reicht dagegen eine rein abstrakte, theoretische MÃ¶glichkeit der
Inanspruchnahme rechtlicher Vorteile im Inland nicht aus, um die Durchbrechung
des TerritorialitÃ¤tsprinzips zu rechtfertigen. Entsprechende konkrete inhaltliche
Rechtsvorteile hat die KlÃ¤gerin aber weder im Verwaltungsverfahren noch im
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Gerichtsverfahren dargelegt.

Soweit ersichtlich stehen der KlÃ¤gerin, die eine Rente mit knapp 1.300 â�¬
bezieht, insbesondere keine steuerrechtlichen Vorteile zu. Soweit die KlÃ¤gerin in
der mÃ¼ndlichen Verhandlung auf eine Steuerpflicht seit August 2019 im
Bundesgebiet aufgrund der Vermietung bzw. Verpachtung des im Juli 2019 auf sie
mitÃ¼bertragenen GrundstÃ¼cks verwiesen hat, vermag dies mÃ¶glicherweise,
was der Senat hier nicht zu prÃ¼fen hat, fÃ¼r die Zukunft eine abweichende
Beurteilung rechtfertigen. FÃ¼r den hier maÃ�geblichen Zeitpunkt des Erlasses des
Widerspruchsbescheids noch im Mai 2019, das heiÃ�t noch vor Ã�bertragung des
eine mÃ¶gliche Steuerpflicht begrÃ¼ndenden GrundstÃ¼cks, ist dagegen diese
zukÃ¼nftige Steuerpflicht unerheblich.

Die Feststellung eines GdB bzw. des Merkzeichens G ist fÃ¼r die Inanspruchnahme
Ã¤rztlicher und physiotherapeutischer Leistungen im Bundesgebiet ohne
Bedeutung.

Die KlÃ¤gerin hat als weiteres Interesse die Geltendmachung der
Nachteilsausgleiche gegenÃ¼ber den schweizerischen BehÃ¶rden an ihrem
Wohnort geltend gemacht. Allerdings kann ein im Ausland wohnender Behinderter
das Feststellungsverfahren nach Â§ 152 SGB IX nur zur ErmÃ¶glichung konkreter
inlÃ¤ndischer Rechtsvorteile in Anspruch nehmen. Geht es dagegen nur um den
Nachweis einer Behinderung gegenÃ¼ber auslÃ¤ndischen Stellen, ist der
behinderte Mensch auf die MÃ¶glichkeit entsprechender Feststellungen durch die
fÃ¼r seinen Wohnort im Ausland zustÃ¤ndigen Stellen zu verweisen (BSG, Urteil
vom 05.07.2007, B 9/9a SB 2/06 R, juris).

Das maÃ�gebliche Interesse der KlÃ¤gerin besteht letztendlich darin, den
Ã¶ffentlichen Personennahverkehr im Bundesgebiet unentgeltlich nutzen zu
kÃ¶nnen. Die Feststellung des hierzu erforderlichen Merkzeichens G beruht aber
nicht ausschlieÃ�lich auf der Zuerkennung eines bestimmten GdB, sondern setzt
ausweislich des Â§ 228 Abs. 1 Satz 1 SGB IX die Schwerbehinderung voraus. In der
Feststellung des GdB auf 50 liegt aber nicht zugleich die Feststellung der
Schwerbehinderteneigenschaft nach Â§ 2 Abs. 2 SGB IX; denn diese ist wie gesehen
an weitere Voraussetzungen geknÃ¼pft, nÃ¤mlich, dass der behinderte Mensch
seinen Wohnsitz, seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt oder seine BeschÃ¤ftigung auf
einen Arbeitsplatz rechtmÃ¤Ã�ig im Geltungsbereich dieses Gesetzbuchs hat (BSG,
a.a.O.). Die verwaltungsverfahrensrechtlichen Regelungen in Â§ 152 SGB IX
bestÃ¤tigen diese rechtsbegriffliche Trennung zwischen Behinderung und
Schwerbehinderung. Denn wÃ¤hrend nach Â§ 152 Abs. 1 SGB IX die fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden auf
Antrag des behinderten Menschen das Vorliegen einer Behinderung und einen GdB
von wenigstens 20 feststellen, bestimmt Â§ 152 Abs. 5 Satz 1 SGB IX, dass die
zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden auf entsprechenden Antrag des behinderten Menschen
â��auf Grund einer Feststellung der Behinderung einen Ausweis Ã¼ber die
Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch, den GdB sowie im Falle des Absatzes 4
Ã¼ber weitere gesundheitliche Merkmaleâ�� ausstellen (vgl. BSG, a.a.O.). Nachdem
aber, wie dargelegt, die KlÃ¤gerin die weiteren Voraussetzungen fÃ¼r die
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Zuerkennung der Schwerbehinderteneigenschaft neben dem GdB nicht erfÃ¼llt,
kommt die Feststellung des Merkzeichens G von vornherein nicht in Betracht.

Diese Regelungen verstoÃ�en auch nicht gegen das gemeinschaftsrechtliche
Diskriminierungsverbot (Artikel 18 des Vertrages Ã¼ber die Arbeitsweise der
europÃ¤ischen Union â�� AEUV) bzw. dessen entsprechende Anwendung nach den
Bestimmungen des Abkommens zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft
einerseits und der EuropÃ¤ischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten
andererseits Ã¼ber die FreizÃ¼gigkeit vom 21.06.1999, ungeachtet der Frage, ob
die KlÃ¤gerin als deutsche StaatsbÃ¼rgerin vorliegend Ã¼berhaupt in den
Anwendungsbereich dieser Vorschriften fÃ¤llt.Â  Denn nach der Rechtsprechung des
EuropÃ¤ischen Gerichtshofs (EuGH) stellen sowohl die FÃ¶rderung der MobilitÃ¤t
und der Integration von behinderten Menschen als auch der Wille, das Bestehen
einer gewissen Verbindung zwischen der Gesellschaft des betroffenen
Mitgliedstaats und dem EmpfÃ¤nger der entsprechenden Leistungen (hier nach
dem SGB IX) sicherzustellen, objektive ErwÃ¤gungen des Allgemeininteresses dar,
die es rechtfertigen kÃ¶nnen, dass die FreizÃ¼gigkeit der UnionsbÃ¼rger durch die
Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung der Leistungen berÃ¼hrt wird (EuGH, Urteil
vom 01.10.2009 â�� C-103/08 â��, juris, auch zum Nachfolgenden). Dabei
erscheinen in Bezug auf MaÃ�nahmen, die behinderten Menschen regelmÃ¤Ã�ige
Fahrten im Inland erleichtern sollen, um sie in die inlÃ¤ndische Gesellschaft zu
integrieren, der Wohnsitz oder der gewÃ¶hnliche Aufenthalt als geeignete Kriterien
fÃ¼r den Nachweis, dass eine Verbindung dieser Personen mit der Gesellschaft des
betroffenen Mitgliedstaats besteht, welche eine Differenzierung gegenÃ¼ber
anderen, nicht diese Verbindung aufweisende UnionsbÃ¼rger rechtfertigen kann.

Im Einklang mit dieser Rechtsprechung ist das LSG Nordrhein-Westfalen in seiner
Entscheidung vom 08.06.2011 (L 10 SB 74/10, juris) zutreffend zum Ergebnis
gelangt, dass das Gemeinschaftsrecht es nicht gebietet, im Ausland lebenden
behinderten Menschen einen Schwerbehindertenausweis zu erteilen und sie
unentgeltlich oder vergÃ¼nstigt im Ã¶ffentlichen Personennahverkehr zu
befÃ¶rdern, wenn sie keine BeschÃ¤ftigung auf einem Arbeitsplatz im Inland haben
und sich hier aus persÃ¶nlichen GrÃ¼nden auch nicht regelmÃ¤Ã�ig aufhalten. Der
Senat schlieÃ�t sich dieser EinschÃ¤tzung in vollem Umfang an und verweist zur
Vermeidung von Wiederholungen auf die AusfÃ¼hrungen in den
EntscheidungsgrÃ¼nden des Urteils des LSG Nordrhein-Westfalen vom 08.06.2011
(a.a.O.).
Damit ist durch die dauerhafte Beendigung der ErwerbstÃ¤tigkeit im Bundesgebiet
zum 01.12.2016 eine wesentliche Ã�nderung im Sinne des Â§ 48 Abs. 1 SGB X
eingetreten, weil damit die Voraussetzungen fÃ¼r die Feststellung der
Schwerbehinderteneigenschaft, des GdB und die Inanspruchnahme des
Merkzeichens G entfallen sind. Auch die weiteren Voraussetzungen des Â§ 48 SGB X
liegen vor. Insbesondere ist die Jahresfrist gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 4 S. 1 SGB X in
Verbindung mit Â§ 45 Abs. 4 Satz 2 SGB X gewahrt. Denn die KlÃ¤gerin hat den
Beklagten erst im August 2018 Ã¼ber die Beendigung ihrer ErwerbstÃ¤tigkeit
unterrichtet, weshalb der nach am 04.09.2018 erfolgter AnhÃ¶rung der KlÃ¤gerin
ergangene Bescheid vom 02.11.2018 die Jahresfrist seit Kenntnis der Tatsachen
ohne weiteres wahrt.
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Nachdem die KlÃ¤gerin somit keinen Anspruch mehr auf fortdauernde Feststellung
eines bestimmten GdB, der Schwerbehinderteneigenschaft oder des Vorliegens der
Voraussetzungen eines Merkzeichens hat, bleibt auch die auf die Ausstellung eines
Ausweises hierÃ¼ber gerichtete Klage ohne Erfolg. Es kann deshalb dahingestellt
bleiben, ob dem Anspruch auf einen Ausweis mit dem Merkzeichen G bereits die
Erteilung eines auf ein Jahr befristeten Ausweises fÃ¼r den Besuch des
Bundesgebiets mit dem Merkzeichen G entgegensteht.

Die Berufung bleibt daher ohne Erfolg. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193
SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Â 
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